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ach fünf Gesprächen 
zwischen der IG Metall- 
Bezirksleitung Baden- 

Württemberg und Südwestme- 
tall  sind die Bemühungen der 
IG Metall gescheitert, verbind- 
liche Zusagen der Arbeitgeber 
für mehr Ausbildungsplätze zu 
erhalten. 

„Mit dieser Blockade der 
Arbeitgeber in der Metall- und 
Elektroindustrie in Baden- 
Württemberg werden die Ent- 
wicklungschancen vieler 
Jugendlicher und die gesell- 
schaftliche Stabilität gefähr- 
det", kritisiert Jörg Hofmann, 
Bezirksleiter der IG Metall 
Baden-Württemberg das Ver- 
halten von Südwestmetall 
(siehe auch Kommentar ,,Poli- 
tik jetzt gefordert" auf der 
Rückseite). 
Zur Erinnerung: Um der dro- 
henden Umlagefinanzierung 
der Ausbildung zu entgehen, 
hatten sich die Arbeitgeber in 
einem Ausbildungspakt ver- 
pflichtet, zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze zu schaffen. Fakt 
ist, dass die Regionalagentur 
für Baden-Württernberg im 
Mai einen Rückgang der Aus- 
bildungsstellen um 9,6 Pro- 
zent und ein Plus von 2,7 Pro- 
zent bei den Bewerbern rnel- 
dete. Zudem ist die Jugendar- 
beitslosigkeit irn Südwesten 

Aktionstog der /G Metall-Jugend gegenüber der Geschäftsstelle von Südwestmetall in Stuttgart-Degerloch: Rund 
iooo Azubis aus Baden- Württemberg demonstrierten lautstark für einen Tarifvertrag für mehr Ausbildungsplätze. 

um 25 Prozent angestiegen. 
„Mit der Weigerung der Ar- 
beitgeber, verbindlich zusätz- 
liche Ausbildungsplätze zu 
schaffen", so IG Metall-Be- 
zirksleiter Jörg Hofmann, 
„erweist sich der Ausbil- 
dungspakt als ausschließlich 
taktisches IManöver, sich der 
Ausbildungsumlage zu ent- 
ziehen." Deshalb ist jetzt die 
Politik gefordert, verpflichten- 
de Auflagen für zusätzliche 
Ausbildungsplätze zu treffen. 

Die IG Metall wird bei den 
zusätzlichen Ausbildungsplät- 
Zen nicht locker lassen. 
„Wir werden vor Ort Ross und 
Reiter nennen, die für die 
Ausbildungsrnisere verant- 
wortlich sind", betonte IG 
Metall-Bezirksleiter Jörg Hof- 
mann. Seit 2001 sind in den 
verbandsgebundenen Unter- 
nehmen der Metallindustrie in 
Baden-Württemberg 1 168 

Ausbildungsplätze abgebaut 
worden. Nicht nur deshalb 
sollen Betriebe, die keine Ver- 
antwortung zeigen und keine 
Ausbildung anbieten oder 
ihre Ausbildungskapazitäten 
abbauen, öffentlich benannt 
und kritisiert werden. „Wir 
wollen aber auch Unterneh- 
men herausstellen, die eine 
positive Entwicklung aufwei- 
sen", so Jörg Hofmann. 



W Versprochen und nix gehalten" 

inige Stimmen aus handlungen ist eine Ohrfeige 

den Betrieben zum für die Zukunft der Jugendli- 

Verhalten der Arbeit- chen. Die Arbeitgeber haben 
mehr Ausbildungsplätze ver- 

geber bei den Verhand'un- sprochen und wieder mal nix 
gen: gehalten." 

Norbert Rank, Betriebsrats- Michael Brecht, Betriebs- 
vorsitzender der Audi AG in ratsvorsitzender Dairnler- 
Neckarsulm: 
„Die Verweigerungstaktik der 
Arbeitgeber gefährdet die 
Zukunft vieler Jugendlicher. 

Die Arbeit- 
geber verge- 
ben die 
Chancen, mit tung auf die Ziel, jede 
einer neuen Tarifebene un 
V e r e i n b a -  chen wir als I 
rung für dieser Ebene ei 
mehr Ausbil- die Zukunft d 

dungsplätze die Zukunft zu finden, und 
effektiv mitzugestalten. Made ber mauern. Baden-Württemberg 
in Germany, und damit der alles Lug und Trug." 
Standort Deutschland 
schlechthin, braucht künftig W. 
mehr denn je gut ausgebilde- 

ird mit der Ausbildungsnot der Jugendlichen ein Ges 

te Fachkräfte." 

Achim Dietrich, Betriebsrat 
bei ZF AG in  Friedrichsha- 
fen: „Die Arbeitgeber haben 
sich verpflichtet, mehr Ausbil- 

dungsplätze 
zu schaffen. 
Dafür hat die 
R e g i e r u n g  
die Umlage- 
finanzierung 
von der Ta- 
gesordnung 

gestrichen. Gehalten haben 
die Arbeitgeber ihr Verspre- 
chen nicht. Diese Täuschung 
und der Vertragsbruch müs- 
sen jetzt zu Konsequenzen 
führen." 

Jan Spengler, Jugend- und 
Ausbildungsvertreter bei 

S i e m e n s  
Com. in  
B r u c h s a l :  
„Das Verhal- 
ten der Ar- 
beitgeber bei 
den Tarifver- 

er in einem Metall- 
beruf ausgebildet 

werden will, soll zah- 
len. Wird in Zukunft aus der 
Ausbildungsnot der Jugend- 
lichen ein Geschäft gemacht? 

Ein Beispiel aus dem Schwarz- 
wald. 

In Villingen-Schwenningen 
werden von der Firma Winkler 
350 private Ausbildungsplät- 
ze, etwa zum Industriemecha- 
niker, angeboten. Dahinter 
steckt kein Unternehmen der 
baden-württembergischen 
Metall- und Elektroindustrie, 
sondern ein Weiterbildungsin- 
stitut. Und die 500 Euro, die 
monatlich anfallen, sind keine 
niedrigen Ausbildungsvergü- 
tungen, sondern Ausbil- 
dungskosten, die die Eltern zu 
tragen haben. Bei einer drei- 
jährigen Ausbildung fallen 
rund 18 000 Euro an. Wer soll 
das bezahlen können? 

Müssen künftig die Eltern für eine Ausbildung ihrer Kinder in 
einem Metallberuf bezahlen? 




